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ÖFFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Endgültige Einziehung eines Teils der Gerberstraße 
Die Bezirksvertretung Mitte hat in ihrer Sitzung am 07.02.2017 gemäß § 
7 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 1995 (GV NRW S. 1028/ SGV NRW 91) in der zurzeit 
gültigen Fassung aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Wohles 
die endgültige Einziehung  
 

eines Teils der Gerberstraße 
 

beschlossen.  
 

Die Fläche umfasst einen Teil des Grundstücks Gemarkung Hagen, 
Flur 47, Flurstück 101 mit einer Größe von  ca. 150 qm. 
 

Der dem Beschluss zugrundeliegende Lageplan kann vom Tage der 
Bekanntmachung an beim Oberbürgermeister der Stadt Hagen, 
Fachbereich Immobilien, Bauverwaltung und Wohnen, Rathaus I, 
Zimmer B 434, Rathausstr. 11, 58042 Hagen, während der 
Sprechzeiten (montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, 
montags und donnerstags  von 15.00 Uhr bis 17.00 Uhr) eingesehen 
werden.  
 

Auf den dieser Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan wird im 
Übrigen verwiesen. 

 
Die Einziehung wird zum Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntgabe 
wirksam. 
Als Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntgabe wird der auf diese 
Bekanntmachung folgende Tag bestimmt. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist schriftlich beim 
Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 59821 Arnsberg oder dort zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in 

elektronischer Form nach Maßgabe der „Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO Vg/FG)“ vom 
07.11.2012 (GV.NRW 2012 S 548), einzureichen. Wird die Klage 
schriftlich eingereicht, sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, so würde dessen Verschulden der Vollmachtsgeberin 
oder dem Vollmachtsgeber zugerechnet werden. 
 

Hinweis: 
Weiterführende Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr finden 
Sie auf der Homepage des Verwaltungsgerichts Arnsberg.     

 

Hagen, 22.02.2017  STADT HAGEN als Straßenbaubehörde  
Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 

 

■ 
 

ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Satzung vom  20.02.2017 
über die erstmalige Verlängerung der Geltungsdauer der 
Veränderungssperre für den Geltungsbereich des aufzustellenden 
Bebauungsplanes  Nr. 1/14 (655) –Gewerbegebiet Böhfeld-  
Aufgrund der §§ 14,16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
z.Z. gültigen Fassung und des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GONW) in der z.Z. gültigen Fassung hat der Rat 
der Stadt in seiner Sitzung am  16.2.2017 folgende Satzung 
beschlossen: 
                                              § 1 
Die Geltungsdauer der Veränderungssperre vom 4.3.2015  für den 
Geltungsbereich  des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. 1/14 (655) 
–Gewerbegebiet Böhfeld- wird bis zum  6.3.2018 verlängert.   
 

Sie tritt außer Kraft, wenn der  aufzustellende Bebauungsplan Nr. 1/14 
(655) –Gewerbegebiet Böhfeld-  rechtsverbindlich ist, spätestens 
jedoch nach Ablauf des 6.3.2018.   

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre ist in einem Lageplan   
(M 1:1000) festgelegt, der während der Dienststunden beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Verwaltungs-
gebäude D, Rathausstraße 11, Zimmer 204a eingesehen werden kann. 
 

                                          § 2 
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen. 
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Hinweis auf die Rechtsfolgen: 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung über die 
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche und 
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.  
Unbeachtlich werden nach § 215 Abs. 1 BauGB 
1. eine nach der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 

Verletzungen der dort  bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des §214 Abs.2 beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche  Mängel des Abwägungs-
vorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb von eines  Jahres seit Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung gegenüber der Stadt Hagen 
(Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung) 
Verwaltungsgebäude, Rathausstr.11, 58095 Hagen unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts schriftlich geltend 
gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind. 
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der zurzeit gültigen Fassung kann die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Hagen, 20.02.2017   Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

■ 

 
ÖFFENTLICHE AUSSCHREIBUNG 

des Hagener Betriebs für Informationstechnologie (HABIT) 

 

Innenausbau des neuen HABIT-Hauptrechenzentrums. 
Die Hauptpositionen umfassen etwa folgende Leistungen: 
Los 1 (IT-Hardware): Racks und Zubehör, Stromversorgung, 
Einhausung, entsprechende Dienstleistungen. 
Los 2 (RZ-Verkabelung): Verkabelung Serverraum, Verkabelung 
Carrier-Räume, Campus-Verkabelung, Patchkabel und Zubehör. 
 

Die Lieferungen und Arbeiten sind in der Zeit vom 19.06.2017 bis 
22.09.2017 auszuführen. 
 

Die Zuschlags- und Bindefrist läuft am 25.04.2017  ab. 
 

Die Arbeiten werden nur an Bewerber vergeben, die die erforderliche 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachweisen können. 
Der Nachweis wird vor einer evtl. Auftragserteilung gefordert. 
Erklärungen nach der RVO zum Tariftreue- und Vergabegesetz NRW 
sind erforderlich. 
 

Als Sicherheit für die Gewährleistung werden 3% der Abrechnungs-
summe einbehalten. Der Auftragnehmer kann stattdessen eine 
Bürgschaft eines in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Kreditinstitutes oder Kreditversicherers stellen. 
 

Die Ausschreibungsunterlagen können vom Vergabemarktplatz der 
Metropole Ruhr unter 
 

http://www.vergabe.metropoleruhr.de 
 

heruntergeladen werden. 
 

Die Angebote müssen bis zum Eröffnungstermin bei der Stadt Hagen, 
Vergabestelle Bauprojekte eingehen. 
Eröffnungstermin: 

Mittwoch, 29.03.2017, 10.30 Uhr 
(Rathausstraße 11, 58095 Hagen, Vergabestelle Bauprojekte, Zimmer B.433) 

Zugelassen sind die Bieter und ihre Bevollmächtigten. 
 

Zahlungen erfolgen nach § 16 der Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und den 
Vertragsbedingungen des Wirtschaftsbetriebs Hagen. 
 

Nachprüfungsstelle: Vergabekammer bei der Bezirksregierung Münster, 
Albrecht-Thaer-Straße 9, 48147 Münster. 
 

Hagen, 21.02.2017        i. A. Böddecker 
 

■ 
 

ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Satzung vom 20.02.2017 
über die zweite Verlängerung der Geltungsdauer der 
Veränderungssperre für den Geltungsbereich des aufzustellenden 
Bebauungsplanes  Nr. 9/08 (605) -Preußerstraße –nördlich 
Preußerstraße/westlich Hördenstraße 
Aufgrund der §§ 14,16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
z.Z. gültigen Fassung und des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GONW) in der z.Z. gültigen Fassung hat der Rat 
der Stadt in seiner Sitzung am 16.02.2017 folgende Satzung 
beschlossen: 
                                              § 1 
Die Geltungsdauer der Veränderungssperre vom 10.3.2014  für den 
Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. 9/08 (605) 
–Preußerstraße- nördlich Preußerstraße/westlich Hördenstraße wird bis 
zum  14.3.2018 verlängert.   
 

Sie tritt außer Kraft, wenn der Bebauungsplan Nr. 9/08 (605) –
Preußerstraße-nördlich Preußerstraße/westlich Hördenstraße rechts-
verbindlich ist, spätestens jedoch nach Ablauf des 14.3.2018.   

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre ist in einem Lageplan   
(M 1:1000) festgelegt, der während der Dienststunden beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Rathaus-
straße 1, Zimmer 204a  eingesehen werden kann. 
 

                                          § 2 
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Die vorstehende  Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen. 

 
Hinweis auf die Rechtsfolgen: 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung über die 
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fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche und 
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.  
Unbeachtlich werden nach § 215 Abs. 1 BauGB 
1. eine nach der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 

Verletzungen der dort  bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des §214 Abs.2 beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche  Mängel des Abwägungs-
vorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb  eines  Jahres seit Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung gegenüber der Stadt Hagen 
(Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung) 
Verwaltungsgebäude, Rathausstr.11, 58095 Hagen unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts schriftlich geltend 
gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind. 
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der zurzeit gültigen Fassung kann die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Hagen, 20.02.2017   Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

■ 
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